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Medienmitteilung des Grauen Blockes zur Verhandlung vor dem Basler Strafgericht vom 14.7.26 bzgl. 

Einsprache gegen einen Strafbefehl der Basler Staatsanwaltschaft zum 1. Mai 2023 

Eine erneute Schlappe für die Basler Staatsanwaltschaft vor dem Basler Strafgericht: Das Gericht spricht einen 

Mann frei, der von der Stawa im Nachgang der bewilligten Kundgebung vom 1. Mai 2023 wegen «Gewalt und 

Drohung gegen Beamte» sowie «Hinderung einer Amtshandlung» einen Strafbefehl erhalten hatte. Der Mann, 

ein Mitglied des Grauen Blocks, war sich keines Vergehens bewusst und erhob Einsprache gegen den 

Strafbefehl.  

Das Strafgericht kommt nun zum Schluss, dass die Stawa keinerlei Beweismittel geliefert habe, welche ihre 

Vorwürfe gegen den Angeklagten auch nur ansatzweise stützen würde. Deshalb hebt es den Strafbefehl 

vollumfänglich auf. Der durchschlagende Freispruch bedeutet, dass die Staatskasse – sprich die 

Steuerzahlenden – die gesamten Verfahrens- und Anwaltskosten übernehmen muss. «Die Stawa hat ihren Job 

nicht gemacht», meinte der Richter unter anderem in seiner Begründung. Ins Bild passt, dass von der 

Strafverfolgungsbehörde schon gar niemand zur Gerichtsverhandlung auftauchte.  

Der Freispruch vom Dienstag ist nicht die erste Niederlage für die Stawa bei ihrer übereifrigen, ziemlich 

willkürlichen Verfolgungskampagne zum 1. Mai 2023. Bereits bei früheren Verhandlungen hatte das Gericht 

die Arbeit der Stawa hinterfragt und die Strafbefehle von weiteren Angeklagten reduziert.  

Arbeitet die Staatsanwaltschaft einfach schlampig, wie das Gericht – in milderen Worten – am Dienstag 

suggerierte? Wir vermuten, dahinter steckt vielmehr eine klare Strategie. Die Stawa deckt einfach möglichst 

viele politisch aktive Menschen mit konstruierten, teils frei erfundenen Vorwürfen ein, ohne sich dabei allzu 

viel Arbeit zu machen. Selbst wenn viele der Vorwürfe vor Gericht nicht bestehen, belastet die Stawa die 

Angeklagten mit viel Umtrieben, hohen Kosten und psychologischem Stress. Im Fall des 1. Mai 2023 ging das 

hinterhältige Kalkül für die Stawa auf: Aus Angst vor der allmächtigen Behörde im Waaghof und um sich 

höhere Kosten zu ersparen, akzeptierten Dutzende von Teilnehmer:innen ihre Strafbefehle. Nur wenige 

wagten, Einsprache zu erheben. Wie sich nun herausstellt, wurde keiner der angefochtenen Strafbefehle vom 

Gericht vollumfänglich bestätigt. 

Aus unserer Sicht ist das Vorgehen der Stawa ein Justizskandal. Dass die Basler Politik seit langem einfach 

zuschaut, begründet sie damit, dass die Staatsanwaltschaft in der bürgerlichen Konzeption des Rechtsstaates 

politisch unabhängig und neutral sein müsse. Doch die politische Neutralität muss angezweifelt werden, wenn 

eine Behörde in den letzten Jahren Zeit hatte, Hunderte von Verfahren gegen linksstehende, politisch aktive 

Menschen loszutreten, sonst aber bei jeder Gelegenheit behauptet, sie sei überlastet und könne deshalb 

manche Delikte nicht oder zumindest nicht zeitnah verfolgen. 

Schwer wiegt in diesem Zusammenhang auch der Fakt, dass die Stawa zwei Anzeigen gegen die Polizei im 

Zusammenhang mit dem 1. Mai 2023 seit zwei Jahren vor sich schiebt und bisher nach unserem Wissen gar 

nichts unternommen hat, offenbar weil eben das Verwaltungsverfahren zur Legalität des Polizeieinsatzes noch 

nicht abgeschlossen sei.  Dies hat sie aber bekannterweise nicht davon abgehalten, die Demonstrierenden mit 

Strafbefehlen einzudecken. Ein weiterer klarer Hinweis darauf, wie tendenziös und politisch voreingneommen 

die Basler Stawa ist. 

 



Hintergrund 

Zum Hintergrund der Gerichtsverhandlung vom Dienstag: Noch ist das Verwaltungsverfahren nicht 

abgeschlossen, das untersuchen soll, ob der völlig unnötige und unverantwortliche Polizeieinsatz am 1. Mai 

2023 überhaupt rechtens war. Dennoch hat die Basler Staatsanwalt Ende letzten Jahres Dutzende von 

Strafbefehlen verschickt, und zwar wenige Tage vor Weihnachten 2025 (!). Die Strafbefehle enthielten in den 

meisten Fällen höchst fragwürdige Vorwürfe. Mehrere Empfänger:innen der Strafbefehle wollten diese nicht 

auf sich sitzen lassen und haben die Befehle angefochten. Deshalb müssen jetzt die Gerichte in einer Reihe von 

Prozessen klären, ob das Vorgehen der Stawa begründet ist. 

Sie erinnern sich: Die traditionelle Kundgebung zum 1. Mai war 2023 wurde schon nach 200 Metern von einem 

riesigen Aufgebot von Polizeikräften aus mehreren Kantonen gestoppt und eingekesselt (und bereits im 

Vorfeld waren Menschen in der Stadt präventiv verhaftet worden). Die Polizei bedrohte und schikanierte 

darauf die Teilnehmenden inner- und ausserhalb des Kessels während rund sieben Stunden. Die Polizeitruppe 

verweigerte Wasser, den Besuch von Toiletten und selbst medizinische Hilfe, und sie setzte Schlagstöcke, 

Gummigeschosse und Pfefferspray ein, oft aus nächster Distanz. Über den Köpfen kreiste ein Helikopter, im 

Hintergrund wartete ein Wasserwerfer auf den Einsatz. Es waren Bilder, die wir sonst aus Bürgerkriegszonen 

kennen. 

Die Einkesselung geschah völlig willkürlich. Ausser, dass ein paar Menschen vermummt waren, ist es zu 

keinerlei Übertretungen, geschweige denn zu ernsthaften Straftaten gekommen. Unter den eingekesselten 

Menschen befanden sich auch Kinder und selbst einzelne zufällig vorbeigehende Passant:innen. 

Dem brutalen Vorgehen der Polizei folgte eine Grossoffensive der Basler Staatanwaltschaft, die in rund 70 

Strafbefehlen gipfelte. Die Verfahren waren und sind für die Betroffenen eine grosse Belastung. Wir können 

uns des Eindrucks nicht erwehren, dass es der Stawa vor allem darum geht, politisch aktive Menschen 

einzuschüchtern und zu schikanieren und so ihre Grundrechte einzuschränken. 
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